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nachrichten

Fust will Läden der 
Konkurrenz kaufen
ZÜRICH. Die Elektro-Handelskette 
Fust will ihre Präsenz in der West-
schweiz verstärken. Die Coop-Toch-
ter verhandelt mit der britischen 
Kesa Electrical Gruppe über den 
Kauf ihrer Schweizer Darty-Ge-
schäfte. Der Verkaufspreis für die 
Darty-Geschäfte soll bei 20 Millio-
nen Franken liegen. Die Verhandlun-
gen sollen in den nächsten Wochen 
abgeschlossen werden. Bei Fust 
wurden keine weiteren Angaben ge-
macht. Darty hat fünf Geschäfte in 
der Westschweiz mit einer Fläche 
von total 7000 Quadratmetern. SDA

Calida streicht Stellen 
bei Tochter Aubade
sursee. Der Wäschehersteller Cali-
da greift wegen eines Nachfrageein-
bruchs bei seiner französischen Lu-
xus-Lingerie-Tochter Aubade zu 
Sparmassnahmen. Am Standort 
St.-Savin in Südwestfrankreich sol-
len 104 Stellen gestrichen werden. 
Auf der vor vier Jahren übernomme-
nen Aubade muss Calida zudem 
Abschreiber vornehmen. Die Wert-
berichtigung und die Restrukturie-
rungskosten werden das diesjährige 
Konzernergebnis um rund 59 Millio-
nen Franken belasten. SDA

Unmut unter den 
Jelmoli-Aktionären
ZÜRICH. An der Jelmoli-GV haben 
zahlreiche Aktionäre die Möglichkeit 
genutzt, mit der Führung abzurech-
nen und das Übernahmeangebot 
von Swiss Prime Site zu kritisieren. 
Dennoch wurden sämtliche Be-
schlüsse gemäss den Anträgen des 
Verwaltungsrats gefasst. Unter Be-
schuss geriet der Lohn von Präsi-
dent Christopher Chambers, der 
2,5 Millionen Franken betrug. SDA

Ausblick für 
Basel eingetrübt
FRANKFURT. Die Rating-Agentur Stan-
dard & Poor’s (S & P) hat den Ausblick 
für den Kanton Basel-Stadt von «Posi-
tiv» auf «Stabil» geändert. Die Kredit
ratings AA+ für die lange Frist sowie 
A-1+ für die kurze Frist bleiben unver-
ändert. S & P erklärt die Änderung mit 
der Erwartung einer höheren Ver-
schuldung wegen tieferer Steuerein-
nahmen. Jedoch erwartet die Agentur 
auch in der Zukunft im Schweizer Ver-
gleich überdurchschnittliche Wachs-
tumsraten für die regionale Wirt-
schaft. Die Revision des Ausblicks gilt 
wegen der Staatsgarantie auch für die 
Basler Kantonalbank.  dba 

Mehr Wert statt Mehrwert
Gibt es eine Zukunft nach dem Kapitalismus? Zwei Vorschläge für neue Wirtschaftsmodelle

isabel strassheim

Statt Konjunkturprogramme 
fordern Schweizer Gruppie-
rungen eine andere Wirt-
schaftsordnung. Sie sehen 
die Zeit für Alternativen zum 
Kapitalismus gekommen.  

«Durchgefallen» lautet das 
Urteil der «Financial Times» 
(FT). Die Finanzmärkte hätten 
versagt. Eine höhere Dividen-
de als Aktien verspräche nun 
die Debatte über die Zukunft 
des Kapitalismus. So wie briti-
sche Marktliberalisten der FT 
die Wirtschaftsordnung hin-
terfragen, geht die Debatte im-
mer mehr ans Eingemachte. 

Beat Ringger zum Beispiel 
ist Geschäftsführer des Zür-
cher Denknetzes. In seinem 
Büro stapeln sich Zeitschriften 
und Aufsätze auf dem Boden, 
hier werden buchstäblich Ge-
danken hin- und herbewegt. 
Dabei zielen Ringger und das 
Denknetz auf die Praxis. Unter 
den Gründern aus Wissen-
schaft, Gewerkschaften und 
politischen Bewegungen sind 
alt Bundesrätin Ruth Dreifuss 
oder SGB-Präsident Paul Rech-
steiner. «Jetzt sind wir in einer 
Phase, in der es darum geht, 
wie die Krise gedeutet wird», 
sagt Ringger. Die Notinterven-
tionen seien vorbei, die einzig 
darauf zielten, das havarierte 
System zu retten. Nun sei Zeit 
für Grundüberlegungen. 

grundsatzfrage. «Die Krise 
zeigt, dass die herkömmliche 
Art, gesellschaftlichen Reich-
tum zu verteilen und über sei-
nen Einsatz zu entscheiden, 
nicht mehr zeitgemäss ist», 
sagt Ringger. Er ist zugleich 
Zentralsekretär der Gewerk-
schaft vpod. Aber halt. Anders 
als bei den Gewerkschaftsde-
batten über Lohngerechtigkeit 
geht es Ringger und dem lin-
ken Thin-Tank hier um etwas 
Grundsätzlicheres.

Der Kapitalismus sei näm-
lich nicht nur unsozial, son-
dern vielmehr in einer grund-
legenden Krise. Damit stimmt 
Ringger mit der FT überein, die 
das System mit dem Subprime-
Fiasko für gescheitert hält. So 
fordert auch der FT-Chefkom-
mentator Martin Wolf, dass 
Firmen nicht mehr von Ban-
ken, Hedge-Fonds oder Märk-
ten gesteuert werden sollen. 
Ebenso fordern Ringger und 

das Denknetz, Kapital solle für 
realen Nutzen eingesetzt wer-
den und nicht als Spekulati-
onsmittel Blasen treiben. «Der-
zeit fliesst das Geld dorthin, wo 
die höchste Rendite erwartet 
wird  und eben nicht, wo realer 
Nutzen produziert wird.»

Wo aber liegt der grösste 
Nutzen und wie werden Inves-
titionen dorthin gelenkt? Ring-
ger antwortet zunächst grund-
sätzlich: «Einen Gegensatz 
zwischen Wirtschaft und Ge-
sellschaft gibt es nur, wenn die 
Wirtschaft sich abkoppelt und 
nur noch den eigenen Regeln 
folgt.» Viele Kleinbetriebe gä-
ben ein positives Beispiel, weil 
es ihnen nicht in erster Linie 
um möglichst viel Gewinn 
gehe, sondern um  befriedigen-
de und sinnvolle Arbeit im 
Dienst der Kundinnen und 
Kunden. «Also um Nutzen.»

Konkret will Ringger einen 
starken Service public. «Kin-
der- und Altenbetreuung müs-
sen markant ausgebaut wer-
den.» Gefördert werden sollen 
zukunftsorientierte Unterneh-
men, etwa für einen klimaneu-
tralen Energieverbrauch. Ein 
Klimafonds, der jährlich mit 
fünf Milliarden Franken an 
Steuergeldern gespiesen wird, 

soll diese Firmen fördern. «Das 
würde eine enorme positive 
Dynamik auslösen.» Finanziert 
würde ein solcher Fonds durch 
stark progressive Steuern auf 
Gewinne und Einkommen – 
Gelder, die in den letzten Jah-
ren überwiegend in die Speku-
lation geflossen seien, statt Nut-
zen zu erzeugen. 

neue kriterien. Zudem solle 
die Kreditvergabe der Banken 
an ökologische und soziale Kri-
terien geknüpft werden. Dabei 
müssten Banken nicht prinzi-
piell staatlich sein. Ringger 
spricht sich aber für eine Ver-
staatlichung von Schlüsselin-
dustrien aus, die allein wegen 
ihrer Grösse bestimmend für 
die Wirtschaft eines Landes 
sind. «Es kann nicht sein, dass 
diese wichtigen Konzerne al-
lein privaten Gewinninteres-
sen dienen.» Für die Schweiz 
hiesse das, neben den beiden 
Grossbanken insbesondere die 
Chemie- und Pharmafirmen ei-
ner grundsätzlichen öffentli-
chen Kontrolle zu unterstellen. 

Der Verein Integrale Politik 
setzt noch grundsätzlicher an. 
Ihm geht es um ein neues Men-
schenbild. Sieht die klassische 
Wirtschaftslehre den Men-

schen als rationalen und ge-
winnorientierten Homo oeco-
nomicus, muss das nicht das 
Ende der Fahnenstange der 
menschlichen Entwicklung 
sein. Im integralen Wirtschafts-
modell des Vereins geht es ne-
ben den materiellen Bedürfnis-
sen so auch um das Streben 
nach Ethik oder Sinn. Letztlich 
um ein erweitertes Bewusst-
sein. «Der Anreiz für die Men-
schen wird dann weniger hö-
heres Einkommen sein, viel 
wichtiger wird ihm die Befrie-
digung seiner nichtmateriellen 
Bedürfnisse, welche für die Zu-
friedenheit bedeutender sind», 
sagt Vereins-Co-Präsident Gil 
Ducommun. 

Das hat gewichtige Konse-
quenzen, denn so entfällt die 
endlose Spirale der Ersatzbe-
friedigung über das Materielle. 
Und das scheinbar zwingende 
Wirtschaftswachstum.

Dem ehemaligen Dozenten 
für Entwicklungspolitik und 
Agrarökonomie der Tropen, 
Ducommun, geht es um eine 
Kreislaufwirtschaft auf hohem 
Niveau. Der Verein, der im 
kommenden Sommer eine Par-
tei gründen will, wenn seine 
Mitgliederzahl von derzeit 310 
auf rund 1000 gewachsen sein 

sollte, will aber nicht ins Mit-
telalter zurück. Vielmehr geht 
es ihm um neue Indikatoren 
für Lebensqualität, und zwar  
über die rein materiellen hin-
aus. Zum Beispiel um ökologi-
sche Effizienz, Partizipation 
sowie Sicherheit und Befind-
lichkeit.

verantwortung. Mit Aus-
nahme der kleinen Familienbe-
triebe sollen die Firmen in Mit-
arbeitergenossenschaften und 
-aktiengesellschaften über-
führt werden, so Ducommun. 
Gemäss dem Subsidiaritäts-
prinzip sollen die Mitarbeiten-
den an Unternehmensent-
scheiden mitwirken. «Heute 
darf in den westlichen Demo-
kratien jeder Bürger und jede 
Bürgerin politisch mitbestim-
men. Die nächste Stufe der De-
mokratie wäre nun, dass wir 
alle auch wirtschaftliche Ver-
antwortung übernehmen», 
sagt Ducommun. 

Nach der Kernschmelze des 
Kapitalismus steht bislang nur 
eines fest: Neue Modelle sind 
erst mal sperrig und fremd.  
Die Debatte über die  Zukunft 
hat erst angefangen. 
> www.denknetz-online.ch
> www.integrale-politik.ch

Hammering Man. Neue Profile für Mensch und Arbeit gesucht.   Foto Keystone

Münchner Rück plant Solarkraftwerk in der Wüste
Deutsche Konzerne wollen 600 Milliarden Franken in Nordafrika investieren

christian Mihatsch

Die einen haben Sonne und Platz, 
die anderen brauchen Energie. Auf 
dieser Grundlage soll eine euro
päisch-nordafrikanische Energie
allianz entstehen. Technisch ist das 
Projekt machbar. Ob es auch finan-
zierbar und politisch durchsetzbar 
ist, soll sich nun zeigen.

Kohle und Gas erzeugen viel Koh-
lendioxid, Kernspaltung ist finanziell, 
politisch und ökologisch riskant. Die 
drei wichtigsten Quellen für Europas 
Stromversorgung haben alle gravieren-
de Nachteile. Die Sonne hingegen lie-
fert kostenlos und zuverlässig Energie 
in rauen Mengen. Das Problem ist nur, 
dass es in Europa zu oft regnet, und der 
Platz für grosse Solarkraftwerke ist 
auch nicht da. In der Sahara ist dies ge-
nau umgekehrt. Diesen Umstand will 
sich nun ein Konsortium deutscher Fir-
men rund um den Rückversicherer 
Münchner Rück zunutze machen. Es 
plant ein Projekt der Superlative: De-
sertec. Am 13. Juli möchte die Münch-
ner Rück ihr Desertec-Konsortium aus 
der Taufe zu heben. Wer dazu gehört, 
ist noch nicht offiziell bekannt. Es soll 
sich aber um 20 deutsche Konzerne 

handeln, darunter den Anlagenbauer 
Siemens, die Energieerzeuger RWE und 
Eon sowie die Deutsche Bank.

TECHNIK. Das Investitionsvolumen be-
trägt 600 Milliarden Franken, mehr als 
das Bruttoinlandprodukt der Schweiz. 
Dafür sollen 15 Prozent des europäi-
schen Stromverbrauchs in einem Netz 
aus solarthermischen Kraftwerken in 
der Sahara und im Nahem Osten er-

zeugt werden. Die Technik ist simpel: 
Mit Spiegeln wird Sonnenlicht auf eine 
Röhre konzentriert, in der Öl fliesst. 
Das Öl erhitzt sich, und mit dieser Hitze 
wird Wasserdampf erzeugt, der dann in 
herkömmlichen Dampfturbinen zur 
Stromerzeugung verwendet wird. 

Damit die Turbinen auch nachts 
laufen, kann die Hitze in flüssigem Salz 
zwischengelagert werden. In der ame-
rikanischen Mojave-Wüste stehen 

Kraftwerke, die seit über 20 Jahren 
nach diesem Prinzip funktionieren.

Gleichstrom. Doch wie kommt der 
Strom aus der Wüste in die Steckdose? 
Hier planen die Erfinder des Konzepts 
im deutschen Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt ebenfalls gross: Sie wollen 
Nordafrika, den Nahen Osten und Eu-
ropa mit einem Supergrid überziehen. 
Im Gegensatz zu den bestehenden Net-
zen setzen sie aber auf Gleich- statt auf 
Wechselstrom. So können die Verluste 
beim Stromtransport über die grossen 
Distanzen auf 15 Prozent reduziert 
werden. Sowohl ABB wie auch Siemens 
haben bestätigt, dass der Aufbau eines 
solchen Netzes technisch machbar 
wäre. Ein solches Supergrid hätte zu-
dem den Vorteil, dass es auch für den 
Transport des schwankungsanfälligen 
europäischen Windstroms genutzt wer-
den könnte. 

Technisch ist das Projekt also mach-
bar. Aber rechnet es sich auch? Die Ini-
tiatoren des Projekts, darunter der Club 
of Rome, sagen Ja: Sie versprechen, 
Strom für 7,5 Rappen pro Kilowattstun-
de liefern zu können.

bundesgericht

«La Poste» ist 
nicht die Post
Keine Verwechslungsgefahr

Lausanne. Obschon die Verwechslungs-
gefahr mit der Schweizerischen Post er-
heblich ist, erhält die französische «La Pos-
te» in der Schweiz eine Konzession für die 
Beförderung von Briefpostsendungen und 
Paketen bis 20 Kilogramm, die an auslän-
dische Kunden adressiert sind. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht entschie-
den. Vor etwas mehr als einem Jahr erteil-
te das Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation (UVEK) dem 
französischen Unternehmen «La Poste» 
eine Konzession. Die Schweizerische Post 
erhob dagegen Beschwerde ans Bundes-
verwaltungsgericht. Sie argumentierte, es 
entstehe für das Publikum in der Schweiz 
eine «hochgradige Verwechslungsgefahr», 
weshalb die Konzession zu verweigern sei. 
Es gehe dem in Paris ansässigen Unterneh-
men, das in der Schweiz mit der Tochter-
gesellschaft DPD bereits heute über eine 
Konzession verfüge, nur darum, firmen-
rechtliche und markenrechtliche Bestim-
mungen zu umgehen. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat die Beschwerde nun ab-
gewiesen. tzi

Rinne. Mit solchen Solarrinnen soll Strom erzeugt werden.  Foto Reuters


